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Anpassung von Wohnraum für schwer behinderte oder schwer kranke Menschen
Für bauliche Maßnahmen beim Neubau von Eigenwohnraum sowie im Bestand von Mietwohnraum und Eigenwohnraum zur Anpassung an die Belange schwer behinderter oder schwer kranker Menschen können die Eigentümer ein leistungsfreies Darlehen beantragen (im Ergebnis ein Zuschuss).
Als bauliche Maßnahmen gelten z.B.

· Einbau behindertengerechter sanitärer Anlagen (Bad, WC)

· Einbau eines Aufzugs, Treppenlifts oder einer Rampe für Rollstuhlfahrer
· Umbau einer Wohnung (behindertengerechter Wohnungszuschnitt).
Schwer behinderte Menschen sind Personen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 50 % (§ 2 Neuntes Sozialgesetzbuch -SGB IX-) Die Schwerbehinderung ist durch Bescheid oder Ausweis nachzuweisen. Schwer kranke Menschen sind solche, deren Krankheitsbild einer Schwerbehinderung entspricht und die nicht nur vorübergehend erkrankt sind. Der Nachweis der schweren Erkrankung ist durch eine fachärztliche Bestätigung zu führen.

Zuwendungsempfänger ist grundsätzlich der Eigentümer der geförderten Wohnung. Dies gilt auch für Mietwohnungen. Ausnahme: Wenn mit Einverständnis des Eigentümers der Mieter die Maßnahme auf eigene Kosten durchführt, dann ist dieser auch Zuwendungsempfänger.
Das Haushaltseinkommen darf die Grenze des Art. 11 BayWoFG nicht überschreiten (z.B. 1 Person-Haushalt 19.000 €, 2-Personen-Haushalt 29.000 €). Ein Freibetrag für Schwerbehinderung wird bei einem Grad von mind. 50 % zuerkannt.
Die Maßnahme kann mit einem zins- u. tilgungsfreien Darlehen in Höhe von höchstens 10.000 € gefördert werden.
Die Belegungsbindung für die geförderte Eigenwohnung beträgt fünf Jahre, d.h. die Nutzung durch die schwer behinderte oder schwer kranke Person muss mindestens 5 Jahre sein.

Finanzierungshilfen anderer Stellen (z.B. Pflegekasse) sind zur Finanzierung der baulichen Maßnahme vorrangig in Anspruch zu nehmen.

Bei Durchführung von Sanierungsarbeiten können Privathaushalte Handwerkerleistungen als Erhaltungs- oder Modernisierungskosten von der Steuerschuld absetzen. Falls von dieser Regelung Gebrauch gemacht wird, ist eine Förderung der Maßnahme durch das Landratsamt Passau nicht möglich (Kumulierungsverbot des § 35 a Einkommensteuergesetz -EStG).
Der Förderantrag muss vor Beginn der Baumaßnahme bzw. vor Abschluss des Kaufvertrages (z.B. eines Treppenlifts) beim Landratsamt Passau gestellt werden.

---------------------
Auskünfte erteilt das Landratsamt Passau, Sachgebiet 63 – Wohnraumförderung -, Domplatz 11, 94032 Passau (Herr Wagner, Tel. 0851/397-298, Fax. 0851/490595298 oder Frau Edbauer, Tel. 0851/397-296, Fax. 0851/490595296)
www.landkreis-passau.de (Link: Wohnungsbauförderung)
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